
Kampf gegen den stillen Kollaps
Artenvielfalt  Der Schutz von Bienen und anderen bestäubenden Insekten soll in der  
Verfassung verankert werden. Das fordert das Komitee hinter der Bienen-Initiative.

Eva Surbeck

Der Text der Volksinitiative «Für 
die Sicherung der Bestäubung 
von Kultur- und Wildpflanzen 
durch Insekten (Bienen-Initiati-
ve)» wurde gestern im Bundes-
blatt veröffentlicht. Bis 19. No-
vember 2027 müssen die für ein 
Zustandekommen nötigen 
100 000 gültigen Unterschriften 
beisammen sein.

«Dank Bienen und Bestäuber-
Insekten vermehren sich viele 
Pflanzen», sagte Claudia Eyer, Vi-
zepräsidentin von Bienen Schweiz, 
in Bern vor den Medien. «Davon 
profitieren Menschen und Tiere, 
die auf diese Pflanzen angewie-
sen sind.» Und für Vögel, Fische, 
Frösche und Säugetiere seien In-
sekten eine unverzichtbare 
Nahrungsquelle.

Allein für die Schweizer Land-
wirtschaft werde der Wert der Be-
stäubung auf bis zu 480 Millio-
nen Franken im Jahr geschätzt, 
schreibt das Komitee. Doch fast 
die Hälfte aller 600 Schweizer 
Wildbienenarten sind laut dem 
Initiativkomitee gefährdet. 59 Ar-
ten gelten als ausgestorben.

«Die Politik tut zu wenig, um 
das Sterben aufzuhalten», sagte 
Eyer. Die Initiantinnen und Ini-
tianten wollen nun Druck auf-
setzen. Seit 2012 seien zwei Bie-
nen-Petitionen in Bern einge-
reicht worden, sagte die Genfer 
Grünen-Nationalrätin Delphine 
Klopfenstein Broggini, Co-Prä-
sidentin der Parlamentarischen 
Gruppe Bienen.

Invasive Schädlinge  
bereiten Sorgen
Und das Parlament habe von 
2013 bis 2024 fünf Motionen für 
den Bestäuber-Schutz überwie-
sen. Im derzeitigen Aktionsplan 
Biodiversität stünden zur Be-
kämpfung des Insektensterbens 
für sechs Jahre aber nur 3 Millio-
nen Franken zur Verfügung. Das 
Geld sei vor allem für Konzepte 
und Empfehlungen gedacht. Kon-
krete, überprüfbare und verbind-
liche Massnahmen mit klarem 
Zeithorizont fehlten.

Ständerat Peter Hegglin (Mit-
te/ZG), ebenfalls Co-Präsident 
der Parlamentarischen Gruppe 

Bienen, ist selber Imker. «Wenn 
die Bienen und andere Bestäuber-
Insekten weiter schwinden, ist 
das Risiko gross, dass auch Ern-
ten und Umsätze schwinden», 
sagte er. «Quasi jeden dritten Bis-
sen auf unseren Tellern verdan-
ken wir Bestäubern.»

Samantha Bourgoin, Präsi-
dentin des Tessiner Imkerverban-
des Federazione Ticinese di Api-
cultura, macht sich Sorgen um 
Honigbienen wegen invasiver Ar-
ten, Krankheiten und Schädlin-
gen: Die Asiatische Hornisse zum 
Beispiel habe innert weniger Jah-
re 18 Kantone nördlich der Alpen 
besiedelt. Im Tessin stehe ihre 
Ankunft kurz bevor.

Dieses invasive Insekt gilt als 
Bienenschädling. Nach Angaben 
von Bienen Schweiz jagt es Ho-
nigbienen und andere Insekten, 
um ihre Larven zu ernähren.

«Mit vernünftigem  
Aufwand machbar»
«Was die Bienen-Initiative will, 
ist überfällig», sagte Sebastian 
Jaquiéry, Co-Präsident der Na-
turfreunde Schweiz. Und es sei 
bekannt, was gegen das Insek-
tensterben getan werden könne. 
«Vieles davon ist mit vernünfti-
gem Aufwand machbar.»

Die Initiative verlangt von 
Bund und Kantonen, für die Si-
cherung der Bestäubung von Kul-

tur- und Wildpflanzen durch In-
sekten zu sorgen und die dafür 
nötigen Ressourcen einzusetzen. 
Der Bund muss Vorgaben machen 
für eine angemessene Förderung 
der Bestände und die Vielfalt von 
Bienen und anderen einheimi-
schen bestäubenden Insekten.

Bei Leistungen zugunsten der 
Insekten muss der Bund die Kan-
tone, die Gemeinden und die 
Wirtschaft unterstützen. Kon-
krete Vorgaben, wie das zu ge-
schehen hat, enthält der Initia-
tivtext nicht. Auf Nachfragen 
nannten die Komitee-Mitglieder 
mögliche Wege.

Diese reichen von insekten-
freundlich bepflanzten Böschun-

gen entlang von Bahntrassen 
und Strassen über weniger Pes-
tizide, das Gestalten von Lebens-
räumen, Aus- und Weiterbildung 
bis zur koordinierten Bekämp-
fung von invasiven Schädlingen. 
Zu den Kosten sagte Klopfens-
tein Broggini, es brauche deut-
lich mehr Geld als heute.

Hinter der Initiative stehen 
die Imkerverbände in allen 
Sprachregionen, die Natur-
freunde Schweiz und die Stif-
tung Future 3. Politikerinnen 
und Politiker aus mehreren Par-
teien gehören ebenso zum Ko-
mitee wie Vertreterinnen und 
Vertreter von Wissenschaft und 
Zivilgesellschaft.

Der Wert der Bestäubung wird allein in der Landwirtschaft auf 480 Millionen Franken pro Jahr geschätzt.� Bild: KEYSTONE/Michael Buholzer

Engadiner  
Bauunternehmen 

blitzen ab
Absprachen  Eine Unternehmens-
gruppe und zwei Bauunterneh-
men aus dem Unterengadin 
müssen Weko-Sanktionen von 
total 4,7 Millionen Franken zah-
len. Das Bundesgericht hat ihre 
Beschwerden abgewiesen. Die 
Firmen sprachen jahrelang die 
Preise untereinander ab.

Das Bundesgericht hat in sei-
nen drei gestern publizierten Ur-
teilen festgehalten, dass zwi-
schen der Foffa Conrad-Gruppe, 
der Lazzarini AG und der Resgia 
Koch SA ein Konsens darüber be-
stand, das Marktverhalten im 
Hoch – und Tiefbau im Unteren-
gadin zu koordinieren. Diese 
Verabredung habe von 2008 bis 
2012 bestanden.

Von 1997 bis 2008 habe zu-
dem eine Übereinkunft bei der 
Festlegung der Zuschlagsemp-
fänger und der jeweiligen Ange-
botspreise im Rahmen von Vor-
versammlungen existiert.

Beträge bestätigt
Die Absprachen hätten die Be-
schränkung des Wettbewerbs 
zum Ziel gehabt und seien ge-
mäss dem Wettbewerbsgesetz 
unzulässig. Die Bemessung der 
Sanktionen hat das Bundesge-
richt bestätigt. Die Foffa Conrad-
Gruppe muss rund 2,5 Millionen 
Franken, die Lazzarini 2 Millio-
nen Franken und die Resgia 
Koch 185 000 Franken zahlen.

Die eidgenössische Wettbe-
werbskommission eröffnete 
2012 gegen 19 im Unterengadin 
tätige Firmen eine Untersu-
chung. Im März 2018 sprach sie 
Sanktionen gegen mehrere Fir-
men aus. Das Bundesverwal-
tungsgericht senkte diese in sei-
nem Entscheid von Ende No-
vember 2023 auf die nun bestä-
tigten Beträge. (sda)

Anwalt will alle 
Mittel ausschöpfen
Brandkatastrophe  Der Walliser An-
walt Sébastian Fanti hat im Na-
men einer bei der Brandkatastro-
phe von Crans-Montana schwer 
verletzten jungen Französin bei 
einem Gericht in Paris einen An-
trag auf Entschädigung gestellt. 
Er will damit alle rechtlichen Mit-
tel ausschöpfen. Zur Höhe der 
Entschädigung machte er keine 
Angaben. Der Antrag stehe im Zu-
sammenhang mit der am 1. April 
bei der Walliser Staatsanwalt-
schaft eingereichten Strafanzeige 
wegen fahrlässiger Brandstiftung, 
fahrlässiger schwerer Körperver-
letzung sowie Verstössen gegen 
die Bauregeln, so Fanti. (sda)

�

Caritas-Direktor 
tritt zurück

Hilfswerke  Peter Lack hat nach 
vier Jahren im Amt seinen Rück-
tritt als Direktor von Caritas 
Schweiz bekannt gegeben. Er 
habe entschieden, sich beruflich 
neu zu orientieren und überge-
be die operative Gesamtverant-
wortung mit sofortiger Wirkung 
an seine Stellvertreterin Esther 
Reinhard. Die Suche nach einer 
neuen Direktorin oder einem 
neuen Direktor werde umgehend 
eingeleitet. In seiner Amtszeit 
stärkte er laut der Mitteilung das 
unternehmerische Denken und 
Handeln der Organisation. (sda)EU stimmt für neue Stahlregeln – Schweiz betroffen

Handel  Das Europäische Parlament will den europäischen Stahlmarkt mit 
schärferen Einfuhrregeln vor globalen Überkapazitäten schützen.

Raphaël Zwahlen, Brüssel

Das Europäische Parlament will 
den europäischen Markt vor 
weltweiter Stahlüberkapazität 
schützen. Es hat gestern einem 
entsprechenden Entwurf für 
schärfere Einfuhrregeln zuge-
stimmt. Die Massnahme gilt 
auch für die Schweiz.

Die weltweiten Überkapazitä-
ten an Stahl würden bis nächstes 
Jahr auf 721 Millionen Tonnen 
ansteigen, sagte EU-Kommissar 
Costas Kadis im Europäischen 
Parlament in Strassburg. Das 
entspreche mehr als dem Fünf-
fachen des Stahlverbrauchs der 
Europäischen Union.

Die Stahlindustrie, die in der EU 
als strategisch gilt, sei gefährdet. 
In den letzten 20 Jahren seien in 
dieser Branche rund 100 000 
Stellen verloren gegangen, so Ka-
dis weiter, der EU-Handelskom-
missar Maros Sefcovic vertrat.

Die Massnahme zielt darauf 
ab, eine bestehende Massnahme 
per 1. Juli 2026 zu ersetzen. Die 
zollfreien Kontingente würden 
um rund 47 Prozent reduziert 
werden. Jährlich sollen noch 18,3 
Millionen Tonnen Stahl zollfrei 
in die EU eingeführt werden dür-
fen. Auf zusätzlichen Stahl wür-
den Zölle von 50 Prozent erho-
ben. Derzeit betragen diese Zöl-
le 25 Prozent.

Die Schutzmassnahme soll für 
alle Drittstaaten mit Ausnahme 
Norwegens, Islands und Liech-
tensteins, die dem Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) angehö-
ren, gelten. 

Schweiz nicht «verärgern»
Die Schweizer Behörden hatten 
sich in den vergangenen Monaten 
erfolglos für eine Ausnahme ein-
gesetzt. Die Massnahme müsse 
gezielt und verhältnismässig sein, 
sagte die kroatische Abgeordnete 
Zeljana Zovko in der Ratsdebatte. 
Länder wie die Schweiz seien tief 
in die europäischen Lieferketten 
eingebunden und nicht die Ursa-
che des Problems. «Die Schweiz 

ist unser viertgrösster Handels-
partner und wir sollten diese Leu-
te nicht zu sehr verärgern», fügte 
Zovko an. Sie erwähnte dabei das 
unterzeichnete Paketabkommen 
zwischen der Schweiz und der EU, 
das sich nun im Ratifizierungs-
prozess in einer «sehr heiklen 
Phase» befinde.

EU-Kommissar Kadis sagte, 
dass 80 Prozent der Stahlüber-
kapazitäten aus Ländern stamm-
ten, mit welchen die EU über ein 
Freihandelsabkommen verfüge. 
Deshalb müssten diese Partner 
auch in den Geltungsbereich der 
Massnahme fallen.

Die neuen Massnahmen stün-
den in «vollem Einklang» mit den 

Regeln der Welthandelsorganisa-
tion (WTO), sagte Kadis weiter. Im 
Rahmen der WTO führe die Kom-
mission derzeit mit über 20 Part-
nern, die über ein Freihandelsab-
kommen mit der EU verfügen, Ge-
spräche in Genf. Die Schweiz ist 
eine der Gesprächspartnerinnen.

Damit die neuen Schutzmass-
nahmen am 1. Juli in Kraft treten 
können, braucht es noch die for-
melle Zustimmung der Mitglied-
staaten im Rat der EU. Gemäss 
einer Sprecherin der Europäi-
schen Kommission sollen bis An-
fang Juli die neuen Kontingente 
für die Partner mit einem Frei-
handelsabkommen ausgehan-
delt worden sein.
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